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Name, Anschrift / TÖB 

Kreis Viersen 

Sandra Siegs 

60/1 – Abteilung Kreisentwicklung 

Rathausmarkt 3  

41747 Viersen 

 

Schreiben vom 24.07.2023 

 

ÄUßERUNG: 

 

 

T01 



Äußerungen zum Bebauungsplan Nr. 45 S – Fontanestraße – 

Frühzeitige Beteiligung vom 30.06.2023 bis 24.07.2023 

 

2 

 



Äußerungen zum Bebauungsplan Nr. 45 S – Fontanestraße – 

Frühzeitige Beteiligung vom 30.06.2023 bis 24.07.2023 

 

3 



Äußerungen zum Bebauungsplan Nr. 45 S – Fontanestraße – 

Frühzeitige Beteiligung vom 30.06.2023 bis 24.07.2023 

 

4 

 

  



Äußerungen zum Bebauungsplan Nr. 45 S – Fontanestraße – 

Frühzeitige Beteiligung vom 30.06.2023 bis 24.07.2023 

 

5 

BESCHLUSSEMPFEHLUNG: 

Technischer Umweltschutz – Wasserrecht: 

Die Starkregengefahrenkarte des Landes NRW wird in der Begründung im Kapitel 4.9. 

berücksichtigt. 

Gem. § 55 (2) WHG i.V.m. § 44 LWG NRW soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, 

verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 

Gewässer eingeleitet werden. Das Niederschlagswasser der privaten Grundstücksflächen ist 

auf diesen selber zu versickern. Die Grünflächen weisen genügend Flächen zur ortsnahen 

Versickerung auf. Die Niederschlagsentwässerung der Straßenverkehrsfläche wird 

oberirdisch in die angelegten Regenrückhaltebecken erfolgen. Somit wird eine 

gesetzeskonforme Niederschlagsentwässerung gewährleistet.  

Die Lage des Plangebietes innerhalb der geplanten Trinkwasserschutzzone IIIb der 

Wassergewinnung „Forstwald“ wird in der Begründung in Kapitel 2.4 berücksichtigt.  

Eine wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen und Einleiten von Stoffen in ein Gewässer ist 

nach derzeitigem Planungsstand nicht notwendig, da sich innerhalb des Plangebietes kein 

Gewässer befindet.  

Die Hinweise zum anfallenden Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken werden in den 

Textteil zum Bebauungsplan in den Hinweisen aufgenommen.  

Die Behandlungswürdigkeit des Niederschlagswassers wurde im Hydrogeologischen 

Gutachten zur der Versickerungsfähigkeit des Bodens und Dimensionierung der geplanten 

Versickerungsmulden berücksichtigt. Das Gutachten kommt zu dem Schluss, dass für die 

Behandlung des anfallenden Oberflächenwassers eine 20 cm mächtige Oberbodenschicht 

ausreichend ist. Die Flächenverschmutzung der Wohnstraßen ist als gering einzustufen. Das 

gutachterliche Ergebnis ist in der Ausbauplanung der Versickerungsmulden zu 

berücksichtigen. 

Die Hinweise zur technischen Umsetzung der Versickerungsanlagen sind nicht Inhalt des 

Bebauungsplanverfahrens und sind in der Ausbauplanung zu berücksichtigen.  

Die Äußerung wird teilweise berücksichtigt. 

 

Technischer Umweltschutz – vorsorgender Bodenschutz: 

Die Empfehlungen des Landesamtes für Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz (LANUV) 

zum Bodenschutz in der Bauphase: Bodenschonende Baumaßnahmen werden in die 

Hinweise des Textteils zum Bebauungsplan aufgenommen. 

Die Flächeninanspruchnahme wird durch die Planung, welche mit den Konzepten und 

Bedarfen der Stadt Willich abgestimmt ist, auf das nötige Maß begrenzt. Zum einen werden 

die nach den vorhandenen Konzepten notwendigen Wohnungen und Gebäude errichtet, um 

die Wohnbedarfe weiter zu decken. Zum anderen werden ausreichend große Freibereiche 

gewährleistet, sodass den Belangen des Mikroklimas sowie des Artenschutzes Rechnung 

getragen werden kann. Somit wird damit auch der Anspruch des BauGBs, welcher einen 

schonenden Umgang von Grund und Boden gem. § 1a (2) BauGB umfasst, gewährleistet. Der 

Umgang mit und die Verwendung der Oberböden ist nicht Inhalt des 

Bebauungsplanverfahrens. Diese sind im Rahmen der Ausbauplanung zu berücksichtigen.  
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In Bereichen, in denen keine Bebauung/Versiegelung vorgesehen ist, ist der Boden in der 

Bauphase zu schützen. Dafür sind Verdichtungen durch geeignete Maßnahmen (geringere 

Mietenhöhen, Baustraßen, witterungsangepasstes Bauen) zu verhindern sowie das Befahren 

von ungeschütztem Oberboden oder abgelagertem Boden zu vermeiden. Der Hinweis wird in 

den Textteil zum Bebauungsplan aufgenommen. Die dazu nähere Ausführung der Gestaltung 

der Baustellenerschließung, die Errichtung der Baustraßen sowie die Nutzung von 

Baggermatratzen, geht über den Inhalt des Bebauungsplanverfahrens hinaus und ist im 

Rahmen der Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

Die getrennte Lagerung von Ober- und Unterboden zur späteren Wiederverwendung sowie 

die Empfehlung deren Wiedereinbringung in ihrer ursprünglichen Reihenfolge wird als Hinweis 

in den Textteil des Bebauungsplans ergänzt. Die darüberhinausgehenden Details gehen über 

den Inhalt des Bebauungsplanverfahrens hinaus und sind im Rahmen der 

Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

Der Hinweis darauf, dass unvermeidbare Verdichtungen nach Beendigung des Vorhabens 

aufzulockern und Fremdkörper zu beseitigen sind, wird in den Textteil des Bebauungsplans 

aufgenommen. 

Die Hinweise zum Baustellenerschließungsplan sowie zu der (Zwischen-)Lagerung von Böden 

gehen über den Inhalt des Bebauungsplanverfahrens hinaus und sind im Rahmen der 

Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

Die Äußerung wird teilweise berücksichtigt. 

 

Technischer Umweltschutz –Bodenschutz (Altlasten): 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Technischer Umweltschutz – Immissionsschutz: 

Das Verkehrsgutachten hat die Beurteilungspegel der angrenzenden Straßen, insbesondere 

der L 382 und der Willicher Straße für den Tag- und Nachtzeitraum, untersucht. Das 

Gutachterbüro ist mit einem ergänzenden Gutachten beauftragt worden, um die 

Verkehrslärmimmissionen der Planung an den Bestandsgebäuden im Umfeld des 

Plangebietes und der Plangebäude zu ermitteln. Die Ergebnisse werden in die Begründung 

zum Bebauungsplan aufgenommen. Zur Beurteilung wurden die Grenzwerte der 16. BImSchV 

herangezogen, da im vorliegenden Planverfahren der Bau einer Straße vorgesehen ist. Im 

Rahmen der Bauleitplanung ist zusätzlich die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ 

herangezogen worden, wie es im Schallgutachten ausführlich dargelegt ist. Der Verkehrslärm 

fällt in den Zuständigkeitsbereich des Landesbetriebs Straßenbau NRW. Diese wurden 

ebenfalls beteiligt. 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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Natur- und Landschaftspflege: 

Die nähere Ausgestaltung der Grünfläche ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 

Eine Festsetzung als Grünfläche, wie sie im Bebauungsplan getroffen wurde, hat gesetzlich 

das Hauptmerkmal als begrünte, d.h. mit Pflanzen verschiedener Art (wie bspw. mit Bäumen, 

Sträuchern, Rasen und sonstigen Bepflanzungen) bestockte Fläche. Im Weiteren ist die 

Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ spezifiziert. Die gewählte 

Zweckbestimmung Parkanlage fordert im Weiteren, dass die Grünfläche ganz, bzw. im 

Wesentlichen begrünt sein muss und durch Wege erschlossen wird. Zudem ist die Grünfläche 

im überwiegenden Teil zwischen 5 und 15 m breit. Folglich steht für die Ortsrandeingrünung 

ausreichend Platz zur Verfügung. 

Das ehemalige Vorkommen des Feldsperlings konnte in 2022 nicht bestätigt werden. Im Zuge 

der Aufstellung des Bebauungsplanes werden öffentlichen Grünflächen festgesetzt. Die 

Vernetzung der Grünfläche Hellenbroich mit den an das Neubaugebiet angrenzenden 

landwirtschaftlichen Flächen bzw. der freien Landschaft ist Hauptbestandteil der Planung. 

Durch die beschriebenen Maßnahmen wird der Biotopverbund sichergestellt. Insbesondere 

die nördliche Grünfläche stellt weiterhin ein sogenanntes Trittsteinbiotop zwischen der 

Grünanlage Hellenbroich und dem Flöthbach dar. Dabei werden zudem Strukturen angedacht, 

die auch den in der Äußerung genannten Ansprüchen an den Lebensraum des Feldsperlings 

entsprechen. Weiterhin werden in den öffentlichen Grünflächen für die Ausbauplanung 

Nisthilfen vorgesehen. Diese werden im Rahmen der Ausführungsplanung berücksichtigt und 

an geeigneten Stellen vorgesehen.  

Die artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen werden in den 

Textteil zur Begründung in Kapitel V.8 aufgenommen.  

Der Hinweis zu der privaten und öffentlichen Außenbeleuchtung mit maximal 3.000 Kelvin wird 

in die Hinweise des Textteils zum Bebauungsplans aufgenommen.  

Auf eine Beleuchtung des in Ost-West-Richtung verlaufenden Radweges in der nördlichen 

Grünfläche kann nicht in Gänze verzichtet werden, hier ist eine mögliche Nachtabschaltung in 

der Diskussion. Zur Regelung von Dach-, Fassaden- und Baumanstrahlungen liegt keine 

Ermächtigungsgrundlage vor, dies im Rahmen der Bebauungsplanung zu begrenzen bzw. zu 

verbieten. Ebenso kann im Rahmen der Bebauungsplanung auch keine Festsetzung mangels 

Rechtsgrundlage zum Thema Glas und Vogelschlag getroffen werden. Dies ist im Rahmen 

der architektonischen Planung der Gebäude zu beachten. Zu Werbeanlagen können gem. § 

89 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BauO NRW örtlichen Bauvorschriften erlassen werden. Somit wird 

darüber bestimmt, dass Werbeanlagen nur unbeleuchtet ausgeführt werden dürfen. Die 

örtlichen Bauvorschriften werden dahingehend ergänzt.  

Die Äußerung wird teilweise berücksichtigt. 

 

Infektions- und Umwelthygiene: 

Die Schalltechnische Untersuchung stellt einen abwägungserheblichen Belang dar. Diese wird 

jedoch mindestens insoweit in die Planungen einbezogen, dass der Bebauungsplan 

abwägungsfehlerfrei und vollziehbar ist.  

Auf die Untersagung der privaten Nutzung des Grundwassers wird in Nummer 2 der Hinweise 

bereits hingewiesen.  
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Die Lage des Plangebietes innerhalb der geplanten Wasserschutzzone IIIb der 

Trinkwassergewinnungsanlage Krefeld II Forstwald ist bereits Inhalt des Kapitels 2.4 der 

Begründung des Bebauungsplans. 

Die Konsequente Umsetzung der Klimaschutzziele des Klimaschutzgesetzes NRW ist, soweit 

es möglich war, in die Festsetzungen des Bebauungsplans eingeflossen. Der Aspekte 

bezüglich der CO2 neutralen Bauweise ist nicht Inhalt des Bebauungsplanverfahrens und 

damiz im Rahmen der Ausführungsplanung zu betrachten.  

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Belange der VKV (Verkehrsgesellschaft Kreis Viersen): 

Die Errichtung einer zusätzlichen Bushaltestelle an der Willicher Straße ist nicht Inhalt des 

Bebauungsplanverfahrens. Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  

 

Bevölkerungsschutz – Brandschutz: 

Die Hinweise zum Brandschutz sind nicht Inhalt des Bebauungsplanverfahrens. Diese sind im 

Rahmen der Ausführungsplanung zu berücksichtigen. Die Äußerung wird zur Kenntnis 

genommen.  

 

Kreiseigene Infrastruktur und Verkehrsanlagen: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 

 

Nahmobilität: 

Die Äußerungen zu den Kapiteln 2.3 „Verkehrserschließung“, der 5.1 „Erschließung“ und 6.6 

„Verkehrsflächen“ hinsichtlich der Aspekte zu der Fuß- und Radverkehrsausstattung wird in 

der Begründung ergänzt.  

Der Hinweis zum Radwandernetz wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 

Die Äußerung wird berücksichtigt.  

 

Planverfahren: 

Die Begründung wird um den aktuellen Verfahrensstand der 176. FNP-Änderung ergänzt. 

Die Äußerung wird berücksichtigt. 

 

Die vorgebrachten Äußerungen werden - nach Abwägung der öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander – somit teilweise berücksichtigt.  
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Name, Anschrift / TÖB 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 

Kreisstelle Viersen 

Dr. Christian Hoffmann 

Gereonsstraße 80 

41747 Viersen 

 

Schreiben vom 17.07.2023 

 

 

ÄUßERUNG: 

 

BESCHLUSSEMPFEHLUNG: 

Der Kompensationsbedarf wird im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens durch eine 

Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berechnet. Diese lagen zum Zeitpunkt der frühzeitigen 

Beteiligung noch nicht abschließend vor. Sie werden in die Begründung zum Bebauungsplan 

in Kapitel 9.2. ergänzt. Die Kompensationsmaßnahmen werden teilweise im Plangebiet und 

teilweise in den externen Sammelausgleichsflächen Hagwinkel II und Hagwinkel III 

(Gemarkung Neersen, Flur 3, Flurstück 6) angedacht. In diesem Zusammenhang sind keine 

weiteren landwirtschaftlichen Flächen betroffen. 

 

Die vorgebrachte Äußerung wird - nach Abwägung der öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander - somit berücksichtigt.  

  

T16 
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Name, Anschrift / TÖB 

SWK Stadtwerke Krefeld AG 

Natalie Klein 

St. Töniser Str. 124 

47804 Krefeld 

 

Schreiben vom 26.06.2023 

 

ÄUßERUNG: 

 

BESCHLUSSEMPFEHLUNG: 

Die Lage des Plangebietes innerhalb der geplanten Wasserschutzzone IIIb der 

Trinkwassergewinnungsanlage Krefeld II Forstwald ist bereits Inhalt des Kapitels 2.4 der 

Begründung des Bebauungsplans. 

 

Die vorgebrachte Äußerung wird - nach Abwägung der öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander - zur Kenntnis genommen. 

  

T36 
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Name, Anschrift / TÖB 

Rotterdam-Rijn Pijpleiding Maatschappij 

Wolter ter Meer 

Butaanweg 215 

3196 KC Vondelingenplaat 

 

Schreiben vom 11.04.2023 

 

ÄUßERUNG: 

 

 

BESCHLUSSEMPFEHLUNG: 

Die Ausgleichsmaßnahmen werden teilweise im Plangebiet und teilweise in der externen 

Sammelausgleichsflächen Hagwinkel II und Hagwinkel III (Gemarkung Neersen, Flur 3, 

Flurstück 6) durchgeführt. In diesem Zusammenhang sind keine der genannten Leitungen 

bzw. Schutzstreifen betroffen. Eine erneute Beteiligung wird in jedem Fall gem. § 4 Abs. 2 

BauGB stattfinden.  

 

Die vorgebrachte Äußerung wird - nach Abwägung der öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander - zur Kenntnis genommen.   

T41 
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Name, Anschrift / TÖB 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Oliver Willen und Ralf Springsguth 

Friedrichstraße 1 

46483 Wesel 

 

Schreiben vom 20.06.2023 

 

ÄUßERUNG: 

 

T42 
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BESCHLUSSEMPFEHLUNG: 

Durch die Festsetzung der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

„Verkehrsberuhigter Bereich“ im Bereich der schon im Ansatz bestehenden Fontanestraße 

wird der Bestand der TK-Linie im Rahmen der Bebauungsplanung gewährleistet. Die weitere 

Berücksichtigung muss im Rahmen der Ausführungsplanung erfolgen, welche nicht 

Bestandteil der Bebauungsplanung ist. Im weiteren Plangebiet liegen derzeit keine TK-Linien 

im Bestand vor.  

Die Planung von Telekommunikationsleitungen ist nicht Bestandteil des 

Bebauungsplanverfahrens und kann daher im Bebauungsplanverfahren nicht geregelt 

werden. Der Umgang mit den Telekommunikationsleitungen ist Gegenstand der 

Ausführungsplanung. Innerhalb des Plangebietes ist die Verlegung von 

Telekommunikationslinien im Bereich der öffentlichen Verkerhsflächen grundsätzlich möglich 

und im Rahmen der Ausbauplanung mit dem Geschäftsbereich II/6 abzustimmen. Die 

notwendige Verlegung von Telekommunikationslinien außerhalb des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans wird ebenfalls im Rahmen der Ausbauplanung betrachtet.  

Die Bitte um Mitteilung der bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Geltungsbereiches 

ist nicht Inhalt der Bebauungsplanung. Es wird auf die Ausführungsplanung verwiesen. 

Die Hinweise zur Erschließung sind nicht Inhalt der Bebauungsplanung und sind im Rahmen 

der Ausführungsplanung zu berücksichtigen.  

Der Hinweis zu geeigneten und ausreichenden Trassen ist nicht Inhalt der Bebauungsplanung 

und ist im Rahmen der Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

Auf das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der 

FGSV (Ausgabe 2023) wird in Nr. 10 der Hinweise des Textteils des Bebauungsplans 

hingewiesen. 

Der Hinweis zur Anzeige des Beginns und des Ablaufs der Erschließungsmaßnahmen von 

mindestens 6 Monaten vor Baubeginn ist nicht Inhalt der Bebauungsplanung und ist im 

Rahmen der Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

 

Die vorgebrachte Äußerung wird - nach Abwägung der öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander - somit teilweise berücksichtigt. 


